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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 
 

VIII ZB 29/19 
vom 

 
20. August 2019 

 
in dem Rechtsstreit 

Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja 

 

ZPO § 520 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 

 

Die Vorschrift des § 520 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ZPO verlangt, dass die Berufungs-

begründungsschrift ihrem gesamten Inhalt nach eindeutig erkennen lässt, in 

welchem Umfang und mit welchem Ziel das Urteil der ersten Instanz angefoch-

ten werden soll (im Anschluss an Senatsurteil vom 22. März 2006 ­ VIII ZR 

212/04, NJW 2006, 2705 Rn. 8; BGH, Beschlüsse vom 31. August 2010 

­ VIII ZB 13/10, WuM 2011, 48 Rn. 7; vom 10. Juni 2015 - XII ZB 611/14, NJW-

RR 2015, 963 Rn. 10; vom 1. Juni 2017 ­ III ZB 77/16, NJW-RR 2017, 1341 

Rn. 8; jeweils mwN). Das ist aber bereits dann der Fall, wenn die Berufungsbe-

gründung den Schluss auf die Weiterverfolgung des erstinstanzlichen Begeh-

rens zulässt (im Anschluss an BGH, Beschlüsse vom 2. Februar 2012 ­ V ZB 

184/11, NJW-RR 2012, 397 Rn. 6; vom 29. März 2012 ­ V ZB 176/11, juris 

Rn. 6; vom 26. Juni 2019 ­ VII ZB 61/18, juris Rn. 9). 

BGH, Beschluss vom 20. August 2019 - VIII ZB 29/19 - LG Regensburg 
 AG Regensburg 
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 20. August 2019 durch die 

Vorsitzende Richterin Dr. Milger, den Richter Dr. Schneider, die Richterin 

Dr. Fetzer sowie die Richter Kosziol und Dr. Schmidt 

 

beschlossen: 

 

Auf die Rechtsbeschwerde des Beklagten wird der Beschluss des 

Landgerichts Regensburg - 2. Zivilkammer - vom 18. Februar 2019 

aufgehoben. 

 

Die Sache wird zur erneuten Entscheidung, auch über die Kosten 

des Rechtsbeschwerdeverfahrens, an das Berufungsgericht 

zurückverwiesen.  

 

Gerichtskosten für das Rechtsbeschwerdeverfahren werden nicht 

erhoben. 

 

Der Gegenstandswert des Beschwerdeverfahrens wird auf 

2.622,44 € festgesetzt. 
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Gründe: 

 

I. 

 

 Der Beklagte schloss mit der Klägerin am 30. Januar 2017 einen Mietver-

trag über ein Einfamilienhaus in N.                     zu einer Nettomiete von monat-

lich 600 €. Als Mietbeginn war der 1. März 2017 vereinbart. Nach § 2 des Miet-

vertrags hatte der Beklagte auf eigene Rechnung sämtliche anfallende Be-

triebs- und Nebenkosten mit Ausnahme der Gebäudeversicherung und der 

Grundsteuer zu tragen. Der Beklagte leistete lediglich bis einschließlich August 

2017 Mietzahlungen. 

 

 Mit der vorliegenden Klage hat die Klägerin zuletzt ausstehende Mieten 

für den Zeitraum von September bis Dezember 2017 in Höhe von insgesamt 

2.400 € sowie im Jahr 2017 angefallene Kosten für die Heizungswartung 

(195,10 €) und den Kaminkehrer (71,83 €), jeweils nebst Zinsen, geltend ge-

macht. Das Amtsgericht hat der Klage in Höhe von 2.622,44 € nebst Zinsen 

stattgegeben; dabei hat es die Kostenerstattung für die Heizungswartung und 

den Kaminkehrer im Hinblick auf den Mietbeginn zum 1. März 2017 zeitanteilig 

um 2 Monate gekürzt. 

 

 Hiergegen hat der Beklagte durch seinen Prozessbevollmächtigten frist- 

und formgerecht Berufung beim Landgericht einlegen und diese mit Schriftsatz 

vom 22. Oktober 2018 begründen lassen. Der Vorsitzende der Berufungskam-

mer des Landgerichts hat den Beklagten mit Verfügung vom 25. Oktober 2018 

darauf hingewiesen, dass die Berufung bereits unzulässig sein dürfte, da weder 

die Berufungseinlegung noch die Berufungsbegründung die nach § 520 Abs. 3 

Satz 2 Nr. 1 ZPO erforderliche Erklärung enthalte, inwieweit das Urteil ange-
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fochten und welche Abänderung beantragt werde. Zwar könne sich eine solche 

Erklärung auch ohne förmlichen Antrag aus der Berufungsbegründungsschrift 

ergeben. Dies sei jedoch vorliegend nicht der Fall, weil der Beklagte mit der 

Berufung die Beendigung des Mietverhältnisses zum 1. September 2017 ein-

wende. Danach bleibe offen, ob der Beklagte das Urteil nur insoweit angreife, 

als er zur Mietzahlung verurteilt worden sei, oder ob er sich auch gegen die 

Verurteilung zur Zahlung der Kosten der Heizungswartung und des Kaminkeh-

rers wende. 

 

 Mit Hinweisbeschluss vom 27. Dezember 2018 hat das Berufungsgericht 

unter Bezugnahme auf die Hinweisverfügung des Vorsitzenden an der Ein-

schätzung festgehalten, dass die Berufung unzulässig sein dürfte; im Übrigen 

sei sie auch unbegründet. Mit weiterem Beschluss vom 18. Februar 2019 hat es 

die Berufung des Beklagten gegen das amtsgerichtliche Urteil aus den genann-

ten Gründen als unzulässig verworfen. 

 

II. 

 

 Die Rechtsbeschwerde hat Erfolg. Sie führt zur Aufhebung des ange-

fochtenen Beschlusses und zur Zurückverweisung der Sache an das Beru-

fungsgericht, das über die Begründetheit der Berufung zu entscheiden haben 

wird. 

 

 1. Die nach § 574 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 522 Abs. 1 Satz 4 ZPO statthaf-

te und auch den Form- und Fristerfordernissen genügende Rechtsbeschwerde 

ist zulässig, weil eine Entscheidung des Rechtsbeschwerdegerichts zur Siche-

rung einer einheitlichen Rechtsprechung gefordert ist (§ 574 Abs. 2 Nr. 2 ZPO). 

Die angefochtene Entscheidung verletzt in entscheidungserheblicher Weise die 
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Verfahrensgrundrechte des Beklagten auf Gewährung rechtlichen Gehörs (Art.  

103 Abs. 1 GG) und wirkungsvollen Rechtsschutzes (Art. 2 Abs. 1 GG in Ver-

bindung mit dem Rechtsstaatsprinzip). Denn das Berufungsgericht hat den In-

halt der Berufungsbegründung nicht vollständig zur Kenntnis genommen und 

infolge seiner darauf gründenden Annahme, die Berufungsbegründung genüge 

nicht den inhaltlichen Anforderungen des § 520 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ZPO, dem 

Beklagten den Zugang zu einer in der Verfahrensordnung eingeräumten Instanz 

in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigender Weise er-

schwert (vgl. zu letzterem Gesichtspunkt BGH, Beschluss vom 29. März 2012 

­ V ZB 176/11, juris Rn. 4 mwN). 

 

 2. Die Rechtsbeschwerde ist auch begründet. 

 

 a) Allerdings ist der angefochtene Beschluss des Berufungsgerichts ent-

gegen der Auffassung der Rechtsbeschwerde nicht bereits deshalb aufzuhe-

ben, weil er nicht ausreichend mit Gründen versehen wäre. 

 

 aa) Zwar müssen Beschlüsse, die der Rechtsbeschwerde unterliegen, 

nach gefestigter Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs den maßgeblichen 

Sachverhalt, über den entschieden wird, wiedergeben und den Streitgegen-

stand und die Anträge in beiden Instanzen erkennen lassen; anderenfalls sind 

sie nicht mit den nach dem Gesetz (§ 576 Abs. 3, § 547 Nr. 6 ZPO) erforderli-

chen Gründen versehen und bereits deshalb aufzuheben (vgl. etwa BGH, Be-

schlüsse vom 13. Juni 2017 - VIII ZB 7/16, juris Rn. 6; vom 30. April 2019 

­ VI ZB 48/18, juris Rn. 4; jeweils mwN). Diese Anforderungen gelten auch für 

einen Beschluss, durch den die Berufung mit der Begründung verworfen wird, 

die Berufungsbegründung genüge nicht den Anforderungen des § 520 Abs. 3 
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ZPO (BGH, Beschlüsse vom 6. November 2012 - VI ZB 33/12, juris Rn. 4; vom 

13. Juni 2017 ­ VIII ZR 7/16, aaO). 

 

 Das Rechtsbeschwerdegericht hat grundsätzlich von dem Sachverhalt 

auszugehen, den das Berufungsgericht festgestellt hat (§ 577 Abs. 2 Satz 4, 

§ 559 ZPO). Enthält der angefochtene Beschluss keine tatsächlichen Feststel-

lungen, ist das Rechtsbeschwerdegericht nicht zu einer rechtlichen Prüfung in 

der Lage. Ein solcher Beschluss leidet an einem Verfahrensmangel und ist 

deshalb aufzuheben (BGH, Beschlüsse vom 6. November 2012 ­ VI ZB 33/12, 

aaO; vom 13. Juni 2017 - VIII ZB 7/16, aaO Rn. 7; vom 30. April 2019 ­ VI ZB 

48/18, aaO; jeweils mwN). 

 

 bb) So verhält es sich im Streitfall jedoch nicht. Dem Verwerfungsbe-

schluss des Berufungsgerichts vom 18. Februar 2019 kann der maßgebliche 

Sachverhalt, über den entschieden werden soll, noch ausreichend entnommen 

werden. Der Beschluss verweist bezüglich des Streitstoffs und des Rechts-

schutzziels erster Instanz auf die Darstellung im Tatbestand des Urteils des 

Amtsgerichts. Weiter nimmt das Berufungsgericht in seinem Verwerfungsbe-

schluss auf den Inhalt der Hinweisverfügung des Kammervorsitzenden vom 

25. Oktober 2018 und auf den Hinweisbeschluss der Berufungskammer vom 

27. Dezember 2018 Bezug. 

 

 Anders als die Rechtsbeschwerde meint, erschöpfen sich diese Hinweise 

nicht in einer rechtlichen Bewertung. Vielmehr geht aus ihnen hervor, welche 

Tatsachengrundlage das Berufungsgericht seiner Beurteilung zugrunde gelegt 

hat und dass der Beklagte weder in der Berufung selbst noch in der Berufungs-

begründung vom 22. Oktober 2018 einen förmlichen Antrag gestellt hat. Aus 

der genannten Hinweisverfügung ergibt sich, dass der Beklagte in seiner Beru-
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fungsbegründung die Beendigung des Mietverhältnisses zum 1. September 

2017 eingewendet hat. Ergänzend ist in dem Hinweisbeschluss der Berufungs-

kammer vom 27. Dezember 2018 im Zusammenhang mit Ausführungen zur 

fehlenden Begründetheit der Berufung aufgeführt, dass der Beklagte im Beru-

fungsverfahren außerdem die Wirksamkeit des Mietvertrags mit der Begrün-

dung angezweifelt hat, das vermietete Anwesen habe nicht im Eigentum der 

Klägerin, sondern im Eigentum einer Erbengemeinschaft gestanden; zudem sei 

ein Nießbrauch für eine dritte Person eingeräumt gewesen. Die maßgeblichen 

Berufungsangriffe des Beklagten sind damit im Verwerfungsbeschluss mittelbar 

aufgeführt. 

 

 b) Der Verwerfungsbeschluss unterliegt jedoch deswegen der Aufhe-

bung, weil das Berufungsgericht das Vorbringen des Beklagten in der Beru-

fungsbegründung gehörswidrig nicht vollständig zur Kenntnis genommen hat 

und dadurch zu der rechtsirrigen, den Zugang des Beklagten zur Rechtsmitte-

linstanz unzumutbar erschwerenden Auffassung gelangt ist, der Berufungsbe-

gründung sei das vom Beklagten verfolgte Rechtsschutzziel nicht hinreichend 

im Sinne des § 520 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ZPO zu entnehmen. 

 

 aa) Nach § 520 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ZPO muss die Berufungsbegründung 

die Erklärung enthalten, inwieweit das Urteil angefochten wird und welche Ab-

änderungen des Urteils beantragt werden (Berufungsanträge). Diese Erklärung 

muss aber nicht notwendig in einem bestimmten Antrag niedergelegt werden. 

Die Vorschrift verlangt lediglich, dass die Begründungsschrift ihrem gesamten 

Inhalt nach eindeutig erkennen lässt, in welchem Umfang und mit welchem Ziel 

das Urteil der ersten Instanz angefochten werden soll (vgl. etwa Senatsurteil 

vom 22. März 2006 - VIII ZR 212/04, NJW 2006, 2705 Rn. 8; BGH, Beschlüsse 

vom 15. Dezember 2009 - XI ZB 36/09, NJW-RR 2010, 424 Rn. 9; vom 
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31. August 2010 - VIII ZB 13/10, WuM 2011, 48 Rn. 7; vom 10. Juni 2015 

­ XII ZB 611/14, NJW-RR 2015, 963 Rn. 10; vom 1. Juni 2017 - III ZB 77/16, 

NJW-RR 2017, 1341 Rn. 8; jeweils mwN). Das ist aber bereits dann der Fall, 

wenn die Berufungsbegründung den Schluss auf die Weiterverfolgung des erst-

instanzlichen Begehrens zulässt (BGH, Beschlüsse vom 2. Februar 2012 - V ZB 

184/11, NJW-RR 2012, 397 Rn. 6; vom 29. März 2012 - V ZB 176/11, aaO Rn. 

6; vom 26. Juni 2019 ­ VII ZB 61/18, juris Rn. 9; vgl. auch Senatsurteil vom 22. 

März 2006 - VIII ZR 212/04, aaO [zum bloßen Antrag auf Aufhebung und Zu-

rückverweisung]).  

 

 bb) Diesen Anforderungen wird die Berufungsbegründung des Beklagten 

gerecht. Der Beklagte hat darin hinreichend deutlich zum Ausdruck gebracht, 

dass er die Abweisung der Klage insgesamt erstrebt und daher im vollen Um-

fang das gegen ihn ergangene erstinstanzliche Urteil anficht. 

 

 Wie die Rechtsbeschwerde zu Recht geltend macht, ergibt sich dies be-

reits aus dem zweiten Satz der Berufungsbegründung, der die geltend gemach-

te Beschwer voranstellt und wörtlich wie folgt lautet: "Das erstinstanzliche Ge-

richt ist zu Unrecht von einer begründeten Klage ausgegangen." Der Beklagte 

hat hierbei gerade keine Einschränkung seines Rechtsschutzziels vorgenom-

men, so dass bereits diese Erklärung den Schluss zulässt, dass er das Urteil 

des Amtsgerichts im vollen Umfang seiner Beschwer angreifen will. Untermau-

ert wird dies durch die nächsten Sätze in der Berufungsbegründung, in denen 

der Beklagte als ersten Berufungsangriff anführt, das erstinstanzliche Gericht 

sei zu Unrecht davon ausgegangen, dass ein wirksamer Mietvertrag vorliege, 

denn nicht die Klägerin, sondern eine Erbengemeinschaft sei Eigentümerin des 

Anwesens, so dass erstere zur Vermietung nicht berechtigt gewesen sei. Mit 

diesem Angriff macht der Beklagte deutlich, dass er der Auffassung ist, man-
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gels Zustandekommen eines Mietvertrags weder die monatlich vereinbarte Net-

tomiete noch Nebenkosten (Kosten der Heizungswartung und des Kaminkeh-

rers) zu schulden. Damit war das Ziel seines Rechtsmittels hinreichend erkenn-

bar. 

 

 

 Das Berufungsgericht ist nur deswegen zur gegenteiligen Ansicht ge-

langt, weil es bei der Beurteilung der Frage, ob die Berufung den Anforderun-

gen des § 520 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 ZPO entspricht, beide Passagen übergangen 

und sich demgemäß allein mit dem weiteren, ersichtlich nur hilfsweise vorge-

brachten Berufungsangriff des Beklagten befasst hat, er habe das Vertragsver-

hältnis (vorsorglich) zum 1. Juni 2017 gekündigt. 

 

c) Die Entscheidung über die Nichterhebung von Gerichtsgebühren beruht auf 

§ 21 Abs. 1 Satz 1 GKG.  

 

Dr. Milger                                   Dr. Schneider                                      Dr. Fetzer 

 

                         Kosziol                                           Dr. Schmidt 

Vorinstanzen: 

AG Regensburg, Entscheidung vom 26.07.2018 - 9 C 756/18 -  

LG Regensburg, Entscheidung vom 18.02.2019 - 24 S 157/18 -  
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